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Gerechtigkeit für dieGewerkschafter wollen
17.000 37.000DAX-KONZERNE ERHÖHEN

nächste Generation

Woche die Weichen in Richtung Zukunft auch noch in allgemeinpolitischer Hinsicht. Berufsgewerkschaft DHV, der 65 000 Mit- Konzernbetriebsratsvorsitzende der HDI-
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IHRE DIVIDENDEN
Nach Handelsblatt-Prognosen werden
die 40 Dax-Konzerne im nächsten Jahr
1,5 Prozent mehr an Dividenden aus-
schütten als in diesem Jahr. Summiert
würden sich die Ausschüttungen auf
52,4 Milliarden Euro belaufen, so viel

wie noch nie. Finale Zahlen wird es
wohl erst nach Vorlage der Bilanzen
geben, aber aus den bisherigen Quar-
talszahlen und den firmeneigenen Divi-
dendenstrategien lassen sich Prognosen
erstellen. Auch wenn die prognostizierte
Summe beeindruckend klingt, muss
doch ein genauerer Blick auf die einzel-
nen Unternehmen geworfen werden. 21
Unternehmen dürften wohl die Divi-
dende erhöhen, darunter auch die bis-
herigen stabilen Dividenden-Anker Al-
lianz, Munich Re und Hannover Rück.
Auch SAP, Eon, und RWE werden
mehr ausschütten. Die größte Ausschüt-
tungssumme werden die Autobauer
BMW, Mercedes Benz und Volkswagen
zahlen: Hier werden fast 13,4 Milliarden
Euro weitergereicht.
Allerdings gibt es auch Unternehmen,
die keine Dividende zahlen werden:
Siemens Energy, Zalando und wahr-
scheinlich auch Qiagen und Covestro.
Im internationalen Vergleich sind die
deutschen Unternehmen aber weiterhin
sparsam: Die Dax-Konzerne schütten
im Schnitt 40 Prozent ihres Gewinns
aus. In den USA sind hohe Quoten von
bis zu 60 Prozent üblich.
Allerdings gibt es auch Unternehmen,
die gegen den vorsichtigen Trend agie-
ren und trotz rückläufiger oder negati-
ver Nachsteuergewinne ihre Dividen-
denkontinuität wahren. So strebt BASF
eine Dividende von 3,40 Euro je Aktie
an und somit eine Ausschüttungsquote
von mehr als 100 Prozent. Komplizier-
ter ist die Situation bei Fresenius.
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: +17,77 %
Jahresende: 13.923,59 Aktuell: 16.394

Aktuell: 1,08712

(04.12.2023 / 10:14 Uhr)
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EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: +1,72 %
Jahresende: 1,0704
(04.12.2023 / 10:16 Uhr)

urch staatliche Beihilfen für die Ener-
iekosten in Höhe von knapp 160 Millio-
en Euro dürfte nach geltenden Regeln
eine Dividende ausgeschüttet werden.

ED DÄMPFT ERWARTUNGEN
N ZINS-SENKUNG
or der letzten Zinssitzung in diesem
ahr hat US-Notenbank-Präsident
erome Powell eine weitere Pause signa-
siert. Da im Kampf gegen die Inflation
ie Fortschritte so schnell erreicht worden
nd, kann sich die Notenbank nun vor-
chtig vortasten.
ereits seit zwei Sitzungen in Folge hat
ie Fed die Zinsen konstant bei 5,25 bis
,50 Prozent gelassen. Powell dämpfte in
iner Rede aber gleichzeitig die Erwar-
ngen, dass die Zinsen bald sinken könn-
n. Man sei bereit, die Zinspolitik weiter

u verschärfen, sollte die Notwendigkeit
afür vorhanden sein.
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: +9,35 %
Jahresende: 33.147,25 Aktuell: 36.245
(01.12.2023 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: 2,44 %

(01.12.2023 / Börsenschluss)

ERCUSOR-ABKOMMEN WIRD
ERSCHOBEN
rasiliens Präsident Lula wollte bei der
eutsch-brasilianischen Regierungskon-

ltation zusammen mit Bundeskanzler
cholz die größte Freihandelszone der
elt verkünden. Beteiligt sind neben 27

U-Staaten die vier südamerikanischen
änder Brasilien, Argentinien, Uruguay
nd Paraguay. Doch die argentinische
egierung erklärte nun, dass sie die Ent-
heidung der neuen Regierung unter

avier Milei überlassen wird. Diese Ver-
ögerung mindert die Chancen auf einen
rfolg. Beide Seiten hatten sich beeilt,
as Abkommen unter dem brasiliani-
hen Mercusor-Vorsitz abzuschließen.
m 7. Dezember geht der Vorsitz nun an
araguay über, dessen Präsident bereits
erkündet hat, dass er die Verhandlun-
en nicht fortführen werde.
V O N M AT T H I A S B E L A F I

Es war durchaus überraschend, als man im
September im Pressebericht der Vollver-
sammlung der Deutschen Bischofskonfe-
renz lesen konnte, dass sich die Bischöfe
mit Fragen der Wirtschafts- und Sozial-
politik befasst haben. Sie wurden in der
Überschrift zwar als aktuell bezeichnet, im
Kern waren sie aber doch sehr grundle-
gend. Die Ausführungen beginnen mit der
Analyse: „Wir leben in einer Zeit, in der
sich verschiedene Krisen mit ihren Ursa-
chen und Auswirkungen gegenseitig über-
lagern. Das führt zu Unübersichtlichkeit
und Verunsicherung, die einen Nährboden
bieten für entweder überzogene Forderun-
gen an die Politik oder politischen Aktio-
nismus.“

Die Schuldenbremse ist
notwendig

Damit waren die sozialethischen Überle-
gungen der Bischofskonferenz aber fast
schon prophetisch angesichts des Urteils,
mit dem das Bundesverfassungsgericht im
November die von der Ampelkoalition vor-
genommene Umwidmung von 60 Milliar-
den Euro aus den Coronahilfen in einen
Fonds für Klimaschutz und Transforma-
tion für verfassungswidrig erklärt hat. Die-
ses Urteil hat eine breite Diskussion um
die Schuldenbremse entfacht. Von Kriti-
kern wird sie als Zukunftsbremse diffa-
miert, weil sie angesichts der immensen
Herausforderungen des Klimawandels und
der Transformation der Wirtschaft not-
wendige Investitionen verhindern würde.
Allerdings ist Nachhaltigkeit nicht nur eine
ökologische Dimension, sondern auch eine
Frage der intergenerationellen Gerechtig-
keit. Wir müssen den nachfolgenden Ge-
nerationen sowohl eine intakte Umwelt als
auch eine gute Infrastruktur und geordne-
te Staatsfinanzen weitergeben. So formu-
liert auch der Bericht der Bischofskonfe-
renz: „Die Rettungsschirme und Hilfspa-
kete der vergangenen Jahre belasten die
Staatshaushalte langfristig, doch darf da-
durch die Handlungsfähigkeit des Staates
nicht auf Dauer untergraben werden. Die
Generationengerechtigkeit verpflichtet
uns, im Sinne der Nachhaltigkeit neben
einer intakten Umwelt auch einen Staat zu
hinterlassen, der in guter Verfassung ist.“
Die im Grundgesetz verankerte Schulden-
bremse lässt Schulden sehr wohl zu, be-
grenzt sie aber, damit sie für Investitionen
genutzt werden und nicht für den Kon-
sum. Deshalb ist es problematisch, dass
die Bundesregierung in der ersten Hälfte
ihrer Amtszeit vor allem konsumtive Aus-
gaben ausgeweitet hat, u.a. durch das Bür-
gergeld, nun aber die Schuldenbremse lo-
ckern will, wenn das Verfassungsgericht
den Schattenhaushalt verwirft, durch den
die Koalition ihre politischen Differenzen
mit Schulden zukleistern wollte.
Ein umfassendes Verständnis von Nach-
haltigkeit erfordert, Investitionen für den
ökologischen Umbau nicht gegen finan-
zielle Solidität auszuspielen. Die Bundes-
regierung muss Ausgaben auf den Prüf-
stand stellen. Denn die Herausforderung
besteht gerade darin, die Infrastruktur zu
erhalten, den Wandel zu gestalten, und
übermäßige Schulden zu vermeiden. Das
ist die Aufgabe der Politik in der Verant-
wortung für künftige Generationen.

Der Autor ist Politikwissenschaftler
und stellvertretender Vorsitzender
von Ordo socialis. Die Kolumne er-
scheint in Kooperation mit der KSZ.

Foto: Ralph Sondermann
Die christlichen Gewerkschafter appellieren an die Abgeordneten des Bundestages, die Schuldenbremse nicht außer Kraft
zu setzen. Foto: dpa

werkschaftlichen Spitzenorganisation in
Deutschland. Weiter setzte man inhaltliche
Akzente. Mit einem Leitantrag und einem
Intitiativantrag zu wirtschafts- und finanz-
politischen Fragen auf ureigenen Terrain
für die Arbeitnehmervertreter. Dann aber

Jahns wurde zu neuen Bundesvorsitzenden
des CGB gewählt. Er löst den Saarländer
Adalbert Ewen ab, der aus aus Altersgrün-
den nicht mehr kandidiert hatte. Stellver-
tretende Vorsitzende wurden der Schweri-
ner Henning Röder, der Vorsitzende der

Gewerkschaft Metall (CGM) sowie der
Vorsitzende des Arbeitnehmerverbandes
Milchkontroll- und Tierzuchtbediensteter
ADM, der Schleswig-Holsteiner Sönke Cla-
sen. Zu den neun Beisitzern, die die 80 De-
legierten gewählt haben, zählt auch der
Schuldenbremse
Der Christliche
Gewerkschaftsbund stellte
bei seinem
Bundeskongress die
Weichen in Richtung

Zukunft.
Neuer Bundesvorsitzen-
der ist Reiner Jahns

VON SEBASTIAN SASSE

D
er Christliche Gewerkschafts-
bund Deutschlands (CGB) hat
bei seinem 17. Bundeskongress
in Berlin Ende der vergangenen
Marktüberblick

gestellt. Zunächst einmal gab es einen Füh-
rungswechsel bei der nach eigenen Angaben
mit 300 000 Mitgliedern drittgrößten ge-
Doch der Reihe nach.
Zunächst zu dem Stabswechsel auf der

Führungsebene. Der Niedersachse Reiner
glieder aus kaufmännischen und verwalten-
den Berufen angehören, der Bayer Sebas-
tian Scheder, Vorsitzender der Christlichen
Group, der Hannoveraner Matthias Rickel,
zugleich auch Landesvorsitzender des DHV
in Niedersachsen-Bremen.

Deutschland steckt
im „Reformstau“
Und dann wurden auch inhaltliche Akzente
gesetzt: Der Kongress forderte den Bundes-
tag auf, das Urteil der Karlsruher Richter
zur Haushaltspolitik zu respektieren und
nicht durch neue gesetzgeberische Maß-
nahmen zu unterlaufen, wie etwa eine Aus-
setzung der Schuldenbremse. Ebenso leh-
nen die Gewerkschafter die Bildung neuer
oder die Umnutzung bereits vorhandener
Sondervermögen ab..

In ihrem Leitantrag beschäftigten sich die
christlichen Gewerkschaften mit dem The-
ma „Freiheit und Demokratie schützen –
Wohlstand wahren – Zukunft gestalten“. Sie
diagnostizieren in dem Papier, das mit nur
zwei Gegenstimmen beschlossen worden
ist, einen „Reformstau“ in Deutschland und
appellieren, diesen aufzulösen. In weiteren
Anträgen sprachen sich die Delegierten
unter anderem dafür aus, die Deutsche
Bahn AG zu reformieren und für verbindli-
che Standards für das Duale Studiensystem.

Im Anschluss an den Kongress hat
schließlich die Bundesarbeitgemeinschaft
von CGB und CDA noch einen allgemein-
politischen Beschluss gefasst und sich für
ein Verbot der AfD ausgesprochen. Das
Gremium ist die Repräsentanz der Mitglie-
der des CGB in der Christlich-Demokrati-
schen Arbeitnehmerschaft (CDA), der
Arbeitnehmerorganisation der CDU. Der
Beschluss wurde vor allem mit Blick auf die
Landtagswahlen in Thüringen getroffen. Es
wurde auf ein historisches Beispiel verwie-
sen: 1930 erlangte die NSDAP durch Wah-
len legal Regierungsverantwortung in Thü-
ringen. Geschichte, so heißt es in der Pres-
semitteilung der Arbeitsgemeinschaft, dür-
fe sich nicht wiederholen. Thüringen dürfe
mit Björn Höcke nicht erneut „für Nazis
zum Sprungbrett an die Macht“ werden.
Deshalb plädiere man für ein AfD-Verbot.

Auch in der Bundesarbeitsgemeinschaft
wurde der Vorstand neu gewählt: Vorsitzen-
der ist der Vorsitzende der Christlichen Ge-
werkschaft Post und Telekommunikation,
Ulrich Bösl. Seine Stellvertreter sind der
CGB-Bundesvorsitzende Reiner Jahns und
der Bremer CGB-Landesvorsitzende Peter
Rudolph. Weiterhin gehört dem Vorstand
auch der Niedersachse Matthias Rickel an.


